
Niemand darf sich mit fremden Fe-
dern schmücken. Wer es tut, ver-
letzt Urheberrechte und begeht
wissenschaftsethischen und teils
auch strafrechtlichen Betrug. Den-
noch dürfen öffentliche Plattfor-
men, die sich der Plagiatssuche wid-
men, nicht in Hexenjagd und ano-
nyme Denunziationen ausarten.

Die Fälle des einstigen Verteidi-
gungsministers Karl-Theodor zu
Guttenberg und Ex-Bundeswissen-
schaftsministerin Annette Schavan
haben die Öffentlichkeit für das
Thema Plagiate sensibilisiert. Aktu-
ell richten sich Vorwürfe gegen die
Doktorarbeit des Bundestagspräsi-
denten Norbert Lammert.

Schwarze Schafe gefährden den
Ruf der Wissenschaft. Und mit der
steigenden Zahl an Dissertationen,
steigt die Anzahl schwarzer Schafe.
Was ist also zu tun, damit der Wis-
senschaftsbetrieb dennoch nicht
seine Glaubwürdigkeit verliert?

Plagiatssoftware entdeckt nur Ko-
pien. Ob übereinstimmende Text-
passagen ein Plagiat, eine zulässige
Textübernahme oder nur schlam-
pige Wissenschaft sind, lässt sich
oft erst bei genauem Hinsehen ent-
scheiden. Auch findet die Software
nicht alles; nicht alle Literatur ist im
Netz ohne Bezahlung zugänglich.
Niemand, auch nicht der Betreuer
einer Doktorarbeit, vermag die ge-
samte Literatur zu überschauen.

Wissenschaftsorganisationen ha-
ben in der Folge des Guttenberg-
Skandals versucht, Promotionsver-
fahren weniger anfällig für Plagiate
zu machen. Rechtliche Lücken sind

zu schließen. Stellen
sollten eingerichtet
werden, deren Inha-
ber einen vom Be-
treuer oder Dozen-
ten geäußerten Ver-
dacht professionell
nachverfolgen. Und
es kann nicht richtig
sein, dass Straftaten
verjähren, Plagiate hingegen auf
ewig zur Aberkennung des Promoti-
onstitels führen.

Nicht alle Vorschläge zur Verhin-
derung von Plagiaten sind hilfreich.
Die Arbeit nicht vom Betreuer beno-
ten zu lassen, ist in hochspezialisier-
ten Disziplinen wenig zweckdien-
lich. Die Verschulung der Doktoran-
denbetreuung oder das Hinzuzie-
hen eines Drittgutachters verlän-
gern das Verfahren, ohne die Gefahr
der flüchtigen Korrektur zu bannen.

Betroffen von Plagiaten sind ne-
ben Promotionen vor allem Studien-
arbeiten. In Zeiten des Teilens von
Inhalten und des „Copy & Paste“ ist
das Gebot korrekter Quellenangabe
keine Selbstverständlichkeit mehr.
Universitäten setzen voraus, dass
ihre Studenten wissenschaftlich ar-
beiten können. In den Schulen je-
doch wird dem Thema kaum Auf-
merksamkeit geschenkt. Was vor al-
lem Not tut, ist Aufklärung.

Thomas Dreier ist Jurist, Mitherausge-
ber des Buches „Plagiate – Wissenschafts-
ethik und Recht“ sowie Professor am
Karlsruher Institut für Technologie. Dort
sitzt er der Kommission zur Untersuchung
wissenschaftlichen Fehlverhaltens vor.

Was gegen Plagiate zu tun ist

Gut 400 000 Menschen nutzen
täglich Wasser aus Dischingen
zum Kochen, Trinken, Waschen
oder Baden. In dem Dorf lebt
man dafür mit einem großen
Schutzgebiet – und ärgert sich
über mangelnden Ausgleich.

JENS EBER

Dischingen. Wenn Bürgermeister
Alfons Jakl über die Dischinger Orts-
durchfahrt spricht, nennt er sie
gern „Kukident-Teststrecke": Auf
der unzählige Male geflickten Piste
zeige sich, ob die dritten Zähne wirk-
lich halten. Jakl ist seit 2006 Rathaus-
chef der Gemeinde am östlichsten
Zipfel Württembergs. Straßensanie-
rungen gehören zu den Themen,
die ihn verfolgen. Die 4300 Bürger
verteilen sich auf den Hauptort und
sechs Teilorte nebst etlichen Wei-
lern. Die Gemeinde ist reich an Na-
tur, Burgen und Schlössern – aller-
dings auch an maroden Straßen. Sie
zu sanieren kostet Millionen.

Im Süden des Gemeindegebiets
sprudelt noch eine Quelle, die Trink-
wasser für 400 000 Menschen lie-
fert. Ein Drittel der Dischinger Ge-
markung liegt im Wasserschutzge-
biet Egautal, es gibt Auflagen für
Hausbesitzer, Unternehmen und
Landwirte. „Aber Ausgleich findet
keiner statt“, sagt Jakl.

Bernhard Röhrle kennt solche
Sorgen. Als Pressesprecher vertritt
er den Zweckverband Landeswas-
serversorgung (LW), der nahe Di-
schingen ein „sehr wichtiges“ Was-
serwerk betreibt. 52 000 Kubikme-
ter Wasser reinigt und enthärtet die
LW hier täglich und
pumpt sie durch fast
mannshohe Leitungen
ins Land. Das entspricht
ungefähr dem Jahresver-
brauch von 400 Drei-Per-
sonen-Haushalten. Pro
Kubikmeter zahlt der
Zweckverband 5,1 Cent
Wasserentnahmeentgelt
ans Land. 900 000 Euro
werden das 2013 für das
in Dischingen geför-
derte Wasser sein. Seit
1988 hat die LW für alle
Entnahmestellen rund
85 Millionen Euro an das
Land überwiesen. „Es
wäre sinnvoll, wenn das
Geld in Ausgleichsmaßnahmen vor
Ort ginge“, sagt Röhrle, wohl wis-
send, dass der Einfluss des Ver-
bands auf den Landeshaushalt ge-
ring sein dürfte.

Ganz ohne Gegenleistung müs-
sen die Dischinger freilich nicht aus-
kommen. Der Zweckverband Egau-
gruppe, der Teile Dischingens und

der Stadt Neresheim im Ostalbkreis
mit Trinkwasser versorgt, erhält
laut Röhrle jährlich 130 000 Kubik-
meter zum Preis von 1,5 Cent. Mit
diesem günstigen Tarif „subventio-
nieren die Verbandsmitglieder die
Fassungsgemeinden", also jene Ge-

meinden, in denen
Grundwasser gewonnen
wird, erklärt Röhrle.

Dieser Vorteil werde in
Dischingen durch den Un-
terhalt eines weit ver-
zweigten Netzes aufge-
fressen, sagt Bürgermeis-
ter Jakl.

Außerdem sollen die
Fassungsgemeinden be-
vorzugt behandelt wer-
den, wenn es etwa um
Fördermittel des Landes
für den Kanalbau geht,
heißt es unter der Hand.

Trifft dies zu? Jakl zuckt
mit den Schultern. Trans-
parenter wäre seiner An-

sicht nach, wenn Dischingen einen
Anteil des Entnahmeentgelts be-
käme. Der Mittfünfziger ist aber kei-
ner, der auf den Tisch haut, er bevor-
zugt das leise, beharrliche Arbeiten.
„Wir versuchen auch, unsere Vertre-
ter im Landtag anzuspitzen“, sagt
Jakl.

Auf dem ländlich geprägten

Härtsfeld spüren vor allem die Land-
wirte etwas von den Auflagen durch
die Schutzzone 3 des Wasserschutz-
gebiets: „Unsere Forderung ist, spar-
sam mit Dünger umzugehen“, er-
klärt Röhrle. Auf den flachgründi-
gen Böden werde Dünger rasch in
den felsigen Untergrund ge-
schwemmt und sei dann auch im
Grundwasser zu finden.

Im Dischinger Wasserwerk kön-
nen solche Stoffe zwar herausgefil-
tert werden, aber das kostet Geld.
„Es hat sich bewährt, Wasser in der
Fläche sauber zu halten“, sagt der
Ingenieur.

Jakl sieht zudem Einschränkun-
gen für seine Bürger und das Ent-
wicklungspotenzial der Gemeinde.
So müssten Häuslebauer in Schutz-

vorrichtungen um ihre Heizöltanks
investieren. Südlich der Gemeinde
liegt das Egautal außerdem in der
Wasserschutzzone 2. Dort dürfen
keine Kühe weiden. An Bauen ist
gar nicht zu denken. „In diese Rich-
tung ist keine Entwicklung der Ge-
meinde möglich“, sagt der Bürger-
meister. Dabei böte sich die Lage im
sonnigen Tal für Neubaugebiete an.
Es sei wegen der Auflagen außer-
dem schwierig, Betriebe für die An-
siedlung zu gewinnen. „Wasser ist
das kostbarste Gut, das wir haben,
und die Notwendigkeit des Grund-
wasserschutzes bezweifelt nie-
mand“, versichert Jakl. „Nur wäre es
eben schön, wenn Fassungsgemein-
den eine Entschädigung bekämen.“
Dass nationales und europäisches

Recht obendrein direkte Ausgleichs-
zahlungen verhindere, sei ihm be-
wusst ergänzt Jakl.

Auch hier setzt er auf wachsen-
den politischen Druck. Der Vorsit-
zende des Regionalverbands Ost-
württemberg und Bürgermeister
der Stadt Niederstotzingen (Kreis
Heidenheim), Gerhard Kieninger,
gibt sich durchaus kämpferisch: Die
Region trage „gerne zur Prosperität
des Landes“ bei. Man müsse das
aber vernehmbar sagen, „manch-
mal auch etwas aggressiver, sonst
kommt das gar nicht an“.

Bernhard Röhrle von der Landes-
wasserversorgung entgegnet, es
gebe eine „Solidargemeinschaft".
Jede Region habe ihre Belastungen:
Dischingen ein Wasserschutzge-
biet, andere Autobahnen, Flughä-
fen oder Industriegebiete.

Dischingen trägt als „Last“ eine
weitgehend intakte Natur mit Was-
ser-, Natur- und Landschaftsschutz-
gebieten. Neuerdings kommen
noch zwei Schutzäcker dazu. „Es
werden immer mehr“, seufzt Bernd
Schweda, der mit Bürgermeister
Jakl den Zweckverband Egaugruppe
leitet. Er muss scharf kalkulieren
und um vielerlei Schutzzonen he-
rum planen, denn es stehen wieder
millionenteure Investitionen in die
Infrastruktur an.

FREMDE FEDER · THOMAS DREIER

Mit vielen Details weist Nieder-
sachsens Ex-Regierungsspre-
cher Olaf Glaeseker sämtliche
Korruptionsvorwürfe zurück. Er
widerspricht seinem früheren
Chef Wulff. Der habe von Glae-
sekers Reisen gewusst.

PETER MLODOCH

Hannover. Insgesamt 69 Seiten um-
fasst die Stellungnahme von Glaese-
ker-Verteidiger Guido Frings, die
der Anwalt an das Landgericht Han-
nover übermittelt hat. Es geht um
Lenas Sieg beim European Song
Contest, um Ikea-Möbel und einen
Käse namens „Tomme de Mon-
tagne“. Die 3. Große Strafkammer
brütet seit mehr als fünf Monaten
über der Anklageschrift der Staats-
anwaltschaft Hannover. Sie wirft
dem früheren Staatssekretär Be-
stechlichkeit in drei Fällen vor. Der
Pressesprecher und enge Vertraute
des damaligen niedersächsischen
Ministerpräsidenten und späteren
Bundespräsidenten Christian Wulff
soll sich vom Partyveranstalter Man-
fred Schmidt mit neun kostenlosen
Urlauben, 19 Gratisflügen und ei-
nem über 3000 Euro teuren Heim-
trainer für Olaf Glaesekers Ehefrau
kaufen lassen haben – als Gegenleis-
tung für das Einwerben von Sponso-
rengeldern in Höhe von rund
600 000 Euro für die „Nord-Süd-Dia-
loge“ in den Jahren 2007, 2008 und
2009. Schmidt soll durch diese

Promi-Feste an besonders attrakti-
ven „Locations“ in Hannover und
Stuttgart einen Gewinn von einer
Million Euro eingestrichen haben.
Glaeseker habe sich für Organisa-
tion und Finanzierung der Feten
„gefällig dienstlich eingesetzt“,
heißt es in der Anklage.

Schon an einer solchen Dienst-
handlung fehle es, kontert Verteidi-
ger Frings. Die Nord-Süd-Dialoge
seien reine Privatveranstaltungen
Schmidts gewesen; zu Glaesekers
Aufgaben in der Staatskanzlei habe
niemals das Sponsoring privater
Feste gezählt. Dass Geldgeber wie
die NordLB oder der Reiseveranstal-
ter TUI wegen der Schirmherrschaft

Wulffs und seines damaligen ba-
den-württembergischen Amtskolle-
gen Günther Oettinger vielleicht
den Eindruck offizieller Länderfeste
gehabt hätten, sei nicht Glaeseker
anzulasten.

„Überbordendes Engagement“
zugunsten Schmidts wirft ihm dage-
gen Oberstaatsanwalt Clemens Eim-
terbäumer vor. Glaeseker habe stets
vollen Einsatz gezeigt, wenn es um
das Wohl des Landes gegangen sei,
erwidert der Verteidiger. Er führt als
Beispiel auf, dass der Sprecher des
Landesregierungschefs dafür ge-
sorgt hatte, dass Lena nach ihrem
Erfolg beim Songcontest 2010 am
nächsten Tag mit einer Sonderma-

schine der Lufthansa aus Oslo in
Hannover landete und so fröhliche
Bilder aus Niedersachsen für ganz
Europa lieferte.

Bereits vor der Anklageerhebung
hatte der Anwalt auf eine lange, in-
nige Freundschaft des Ehepaars
Glaeseker zu Schmidt hingewiesen.
Schmidt habe sogar in Glaesekers
Privathaus genächtigt – gegen seine
sonstigen Gewohnheiten. Und die
Besuche beim Partymanager in Spa-
nien und Südfrankreich hätten kei-
neswegs in „luxuriösen Feriendomi-
zilen“, sondern in Schmidts norma-
len, teilweise mit Ikea-Möbeln aus-
gestatteten Wohnhäusern stattge-
funden. Stets habe man den Gastge-
ber mit Geschenken wie Aal und
Käse versorgt, die Betten dort selbst
gemacht und gemeinsam gekocht.

Die Staatsanwaltschaft führt da-
gegen als Indiz für Glaesekers an-
gebliche Korruptheit an, dass er
seine Ferien bei Schmidt verheim-
licht habe. Falsch, entgegnet der Ver-
teidiger: Neben diversen SMS-Bot-
schaften könne auch Glaesekers
ehemaliger Stellvertreter bezeugen,
dass Wulff im Bilde gewesen sei.

Die Frage nach der richtigen Ver-
sion könnte auch Auswirkungen auf
Wulffs Glaubwürdigkeit bei dessen
eigener Anklage wegen eines angeb-
lich vom Filmunternehmer David
Groenewold bezahlten Oktoberfest-
besuchs haben. Hier prüft zurzeit
das Landgericht Hannover, ob es
das Strafverfahren wegen Vorteils-
nahme eröffnet. Im Spätherbst soll
es soweit sein.

Vertrauensvolle Zusammenarbeit: Christian Wulff und sein Sprecher Olaf Glaese-
ker vor drei Jahren im niedersächsischen Landtag.  Foto: dpa

Fordern einen höheren Ausgleich für die Sicherung des Wasserschutzgebietes um Dischingen: Bürgermeister Alfons Jakl (links) und Bernd Schweda. Foto: Jens Eber

Nur in intakten Land-
schaften lässt sich

Trinkwasser gewinnen.
Für die in solchen Ge-
bieten lebenden Men-
schen bedeutet dies er-

hebliche Nachteile.

Wasserschutz mit Nebenwirkungen
Im Egautal versorgt eine Quelle hunderttausende Menschen – Viele Auflagen für die Anrainer

Wasserversorger Nach
einem Beschluss von König
Wilhelm II. wurde 1912 die
Landeswasserversorgung
gegründet. 1965 ging sie in
kommunale Hände über.
Pro Jahr stellt die LW rund
90 Millionen Kubikmeter
Wasser bereit, davon rund
15 Millionen über das Egau-

wasserwerk und 32 Millio-
nen über das Wasserwerk
im Donauried bei Langenau
(Alb-Donau-Kreis). Gut 30
Millionen Kubikmeter wer-
den aus der Donau geför-
dert. Die LW versorgt rund
drei Millionen Menschen in
einem Gebiet von Ulm bis
Bad Mergentheim und bis

in den mittleren Neckar-
raum. Die LW hat 106 Ver-
bandsmitglieder. In der Ver-
bandsversammlung ist Di-
schingen vertreten. Die Ge-
meinde hat in dem Gre-
mium von 600 Stimmen
eine, die Egaugruppe zwei,
der Großkunde Neckar-
werke Stuttgart 200.  je

LEBENSMITTEL
WASSER

Bebels Uhr

Zwei Mal ist Franz Müntefering
SPD-Vorsitzender gewesen (2004/
2005 und 2008/2009), doch die le-
gendäre Taschenuhr des sozialde-
mokratischen Urvaters August Be-
bel hatte er in dieser Zeit nie in den
Händen. Dabei kursierte lange
Jahre das Gerücht, dass jeder amtie-
rende Parteichef das goldene An-
denken an Bebel zu verwalten und
an seinen jeweiligen Nachfolger
zu übergeben habe. Das war
falsch: In Wahrheit hütete Willy
Brandt die Uhr bis zu seinem Tod,
danach seine Witwe Brigitte Seeba-
cher, ehe das kostbare Souvenir ins
Bonner Archiv der Sozialen Demo-
kratie wanderte. Nun aber ist das
gute Stück in der Berliner SPD-Lan-
deszentrale zu sehen, im Rahmen
einer Ausstellung zum 100. Todes-
tag Bebels, und Franz Müntefering
ließ es sich nicht nehmen, die histo-
rische Uhr wenigstens einmal zu
berühren, auch wenn er jetzt nur
noch Ex-Vorsitzender der SPD ist.

Künasts Plakat

Schon die SPD musste die erste Auf-
lage ihrer Großplakate wieder ein-
sammeln, weil sich deren Material
als nicht wetterfest erwiesen
hatte. Nun trifft die Grünen das-
selbe Schicksal. Die Öko-Partei
hatte sich für vermeintlich „voll re-
cyclingfähige“ Plakate entschie-
den, auf denen in Berlin vor allem
Renate Künast um Stimmen wirbt.
Doch nach ein paar heftigen Gewit-
terschauern machte die angeblich
nachhaltige Pappe schlapp. Wahl-
kampfmanager Robert Heinrich
musste zerknirscht einräumen,
„dass die gelieferten Plakate nicht
die vertraglich zugesicherte und
getestete Wetterfestigkeit ha-
ben“. Nun streiten sich Auftragge-
ber und Lieferfirma über das Aus-
maß des finanziellen Schadens
und einen wasserfesten Ersatz.

Udos Helm

Auch an Starfriseur Udo Walz (69)
geht der Wahlkampf nicht spurlos
vorbei. Der in Waiblingen gebo-
rene Haarstylist mit Wahlheimat
Berlin ließ sich nicht nur für eine
Kampagne des von CSU-Mann Pe-
ter Ramsauer geführten Bundes-
verkehrsministeriums einspannen
(„Udo trägt Helm), die alle Fahrrad-
fahrer zum Tragen eines entspre-
chenden Kopfschutzes auffordert
(„Sicherheit geht vor Eitelkeit“).
Zugleich machte Walz in einem In-
terview auch aus seiner Sympathie
für Angela Merkel keinen
Hehl:“Ich finde sie fantastisch, sie
macht gute Sachen. Ich bin auch
nur deswegen in die CDU eingetre-
ten.“ Probleme mit seinem Duz-
freund Klaus Wowereit (SPD) sieht
der Promi-Coiffeur deswegen
nicht:“Das ist mir egal. Ich gehe
zwar zur Wahl, aber sonst bin ich
nicht politisch engagiert.“ gha

Urlaubsreisen unter den Augen des Chefs
Ex-Staatssekretär Glaeseker weist Korruptionsvorwürfe zurück und belastet Christian Wulff
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